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Vorwort 

Angesichts von Klimakrise und Cerana­
Pandemie führt am sozia l-ökologi­
schen Umbau kein Weg vorbei. Es ist 
einfach nur ärgerlich, immer wieder 
erneut hören zu müssen, dass die 
Ökologie ein grünes Lifestyle-Thema 
wäre, mit dem DIE LINKE ihre Stamm­
klientel in der Arbeiterklasse verraten 
würde. Diese Sch lussfolgerung ist 
fata l. Anstatt wen iger brauchen wir 
mehr Ökologie in unserer Partei und 
es wäre die dringende Aufgabe der 
LINKEN, den Klassencharakter der 
ökologischen Frage konsequent heraus­
zuarbeiten. Hierin bestünde auch tat­
sächlich ein echtes Al leinstellungs­
merkmal unserer Partei. Dazu soll 
diese Broschüre einen Debattenbeitrag 
leisten, die für uns so wichtigen strate­
gischen Ansätze erläutern und mög­
liche Impulse für den Dialog bieten. 

Antikapitalismus und Klimaschutz ge­
hören notwendig zusammen. Ohne die 
Überwindung der kapitalistischen Pro­
duktionsweise lässt sich der Kl ima­
wandel jedoch maximal aufschie­
ben, nicht aber wirksam stoppen. 
Die globale wechselseitige Konkurrenz 
der Unternehmen um kurzfristige Pro­
fite verlangt immer gigantischere 
Warenberge, immer kürzere Waren­
umschlagszeiten, immer höheren Res­
sourcenverbrauch. 

Um das sozial-ökologische Profil der 
LINKEN zu schärfen, ist ein klimapo­
litischer Dreischritt mit klarer antika­
pitalistischer Orientierung notwendig. 
Er umfasst kurzfristige klimapolitische 
Sofortmaßnahmen, ein Konzept, die 
Kl imakrisenprofiteure zur Kasse zu bit­
ten, und die langfristige Perspektive 
auf die Entmachtung der Konzerne 
und die Abschaffung des Kapitalis­
mus. 
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ln Sachen Klima- und Gesundheits­
schutz gi lt es kurzfristig insbsondere, 
das enorme Potenzial sowohl der Städ­
te als auch der ländlichen Räume für 
den notwendigen sozial-ökologischen 
Wandel zu nutzen und voranzutrei­
ben. ln der vorl iegenden Broschüre 
wollen wir Ansätze aufzeigen, wie loka­
le und regionale Maßnahmen urbane 
und ländliche Lebensräume so trans­
formieren können, dass sie die Gesund­
heit fördern, während sie gleichzeitig 
die notwendige soziale, ökonomische 
und ökologische Entwicklung für die 
gesamte Bundesrepublik vorantreiben. 

ln den anstehenden Auseinanderset­
zungen und Kämpfen ist es insbeson-

Hubertus Zdebel MdB 
Mitglied im Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit 
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dere Aufgabe der LINKEN, eine Schar­
nierfunktion zwischen Arbeits- und 
Klimakämpfen zu bilden, Proteste mit­
einander zu verbinden und den 
Scheinwiderspruch zwischen Arbeits­
platzsicherung und Energiewende 
endlich aufzuheben. 

DIE LINKE könnte und sollte diesen 
komplexen Problemlagen mit einer 
antikapita li stischen Vision sozialis­
tischer Ökologie begegnen, die den 
Menschen einen Ausweg aus dem 
Einerlei neoliberaler Reformpolitik 
aufzeigt und sie zugleich zu eigen­
ständigem Handeln und Engagement 
anregt. 

Sascha H. Wagner 
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE. 
im Kreistag Wesel 

Sozial-ökologischer Umbau mit LINKS 

Hubertus Zdebel 

Über die Dringlichkeit des Klima­
schutzes brauchen wir nicht zu reden. 

Sie ist allgemein bekannt. Über das 
aktuelle Verhältnis unserer Partei zur 
Umwelt- und Klimapolit ik lässt sich 
hingegen einiges sagen - leider nicht 
nur Positives. Zwar hat es in der LI N­
KEN schon immer einen ökosozialisti­

schen Flügel gegeben und einzelne 
Gruppierungen und Akteure leisten 
seit Jahren eine geduldige und kom­
petente Sacharbeit in diesem Be­
reich. Auch im Partei- und in den 

Wahlprogrammen ist DIE LINKE im 
Grunde genommen gut aufgestellt in 
Umweltfragen. Doch auf der operati­
ven Landes- und Bundesebene und in 
den ersten Reihen unserer Partei fris­

tet das Thema Ökologie nach wie vor 
ein Nischendasein. Es bleibt oftmals 
nicht viel mehr als ein Etikett, das wir 
in der öffentl ichen Kommunikation 
aber nicht mit Leben fü llen. ln aller 
Deutlichkeit: Wir nennen uns zwar die 
Partei des sozial-ökologischen Um­
baus, sind aber in der Breite erschre­

ckend wenig sprechfähig in Umwelt­
themen. 

Viel Luft nach oben! 

Dieser parteiinterne Zustand ist be­
schämend angesichts der enorm ge­
wachsenen außerparlamentarischen 
Klimabewegung, mit u.a. Fridays for 
Future, Ende Gelände und Extinction 
Rebellion. Ernsthafte parlamentari­
sche Arbeit in Berlin war und ist für 
mich nicht Selbstzweck, sondern 
ich habe unsere Partei - ganz im Sin­
ne Rosa Luxemburgs - stets als par­
lamentarischen Arm der fortschrittli­
chen außerparlamentarischen Bewe­
gungen interpretiert. Echte Verände­
rungen werden schließlich auf der 
Straße und nicht in Ausschüssen er­
kämpft. Mit unserem ökologischen 
Schlingerkurs werden wir als Bewe­
gungspartei aber zu Recht kaum 
noch ernst genommen. 

Bei der letzten Europawahl gaben 
48% der Wählerinnen und Wähler an, 
dass für sie die Klimapolit ik das 
entscheidende Thema gewesen sei, 
unter den jüngeren Wählerinnen und 
Wählern ist der Anteil noch deutlich 
höher. Nach der Sachkompetenz im 
Bereich Umwelt- und Klimapolit ik 
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befragt, gaben fast die Hälfte der Be­
fragten die Grünen als erste Partei an. 
DIE LINKE lag gleichauf mit SPD und 
der marktradikalen FDP bei peinlichen 
3-4 Prozent. Die Tendenz ist klar. Kaum 

ein Mensch bringt DIE LINKE mit ökolo­
gischen Themen in Verbindung. 

Das ist nicht nur schlecht für unsere 
Partei, sondern auch für den Klima­

schutz. Denn so kompetent die Grü­
nen auch wahrgenommen werden, so 
inkompetent sind sie in der Bekämp­
fung der tieferen Ursachen der Kli­
makrise. Die Grünen sind die Vorzeige­
partei des sogenannten grünen Kapi­
talismus. Sie stehen für eine ökologi­
sche Modernisierung und technische 
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Umrüstung der industriell en Produk­
t ion, stellen die herrschenden Eigen­
tumsverhältnissejedoch nicht grund­
sätzl ich in Frage. Ein bisschen Wach­
stumskritikstreuen sie zwar hier und 
da ein, machen daraus aber letzten 
Endes eine Sache des individuellen 
Lebensstils und des Konsums. Vor 
direkten Eingriffen in den kapitalisti­
schen Produktionsprozess schrecken 
die Grünen ebenso zurück wie Union 
und SPD. Sie alle betrachten das Pri­
vateigentum als heilige Kuh. Ohne 
die Überwindung der kapital istischen 
Produktionsweise lässt sich der Kli­
mawandel jedoch maximal aufsch ie­
ben, nicht aber wirksam stoppen. 
Die globale wechselseitige Konkur-

renz der Unternehmen um kurzfristi­
ge Profite verlangt immer giganti­
schere Warenberge, immer kürzere 
Warenumschlagszeiten, immer höhe­
ren Ressourcenverbrauch. 

Mehr statt 
weniger Ökologie! 

Daher wäre es die dringende Aufgabe 
der LINKEN, den Klassencharakter der 
ökologischen Frage konsequent he­
rauszuarbeiten. Hierin bestünde auch 
tatsäch lich ein echtes Alleinstellungs­
merkmal unserer Partei. Es ist ein­
fach nur ärgerlich, immer wieder e­
rneut hören zu müssen, dass die Öko­
logie ein grünes Lifestyle-Thema wä­
re, mit dem DIE LINKE ihre Stammkli­
entel in der Arbeiterklasse verraten 
würde. Diese Sch lussfolgerung ist 
fatal. Anstatt weniger brauchen wir 
mehr Ökologie in unserer Partei. Anti­
kapitalismus und Klimaschutz gehö­
ren notwendig zusammen. 

Die neoliberalen Parteien sprechen 
stattdessen gerne davon, dass der 
Klimaschutz eine ,gesamtgesellschaft­
liche Herausforderung' sei, eine Auf­
gabe für ,uns alle'. Damit verschleiern 
sie gewollt oder ungewollt die spezi­
fischen Klassen- und Ausbeutungs­
verhältnisse. Denn von der Klimakrise 
sind, wie bei al len anderen Krisen 
auch, in erster Linie die Ärmsten be-

troffen. Damit sind der globa le Sü­
den, aber auch die prekär Beschäf­
t igten, die Arbeitslosen, die alleiner­
ziehenden Mütter und Väter und die 
Rentnerinnen und Rentner in Deutsch­
land gemeint. Zugleich profitieren 
die Reichen und die Konzerne am 
meisten von der kapitalistischen 
Ausbeutung der Menschen und der 
Natur. 100 Konzerne sind für welt­
weit zwei Drittel der C02-Emissio­

nen seit Beginn der Industrial isie­
rung verantwortlich. Die reichsten 
zehn Prozent der Weltbevölkerung 
verfügen nicht nur über 90 Prozent 
des weltweiten Vermögens, sondern 
auf sie entfal len auch rund 50 Pro­
zent der Emissionen. RWE und Co. 
haben jahrelang satte Milliardenpro­
fite mit der Verbrennung von Kohle 
verdient, Bayer-Monsanto kontrolliert 
mit seinen Patenten und den giganti­
schen Monokulturen den weltweiten 
Ernährungssektor, die Autokonzerne 
haben zugunsten von kurzfristigen 
Profiten die Entwicklung nachhalti­
ger Antriebsmodelle über Jahrzehnte 
verschleppt und nebenbei ja auch noch 
massiv im Zuge des Dieselskanda ls 
manipul iert. Die Bundesregierung 
winkt diese Schweinereien einfach so 
durch bzw. unterstützt sie sogar noch. 

Wie man angesichts dieser Gemen­
gelage auf die Idee kommen kann, 
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dass Ökologie kein genuin linkes The­
ma sei, bleibt ein Rätsel. Es macht 
einfach keinen Sinn, die Industriear­
beiterinnen gegen die Kl imaaktivistin­
nen auszusp ielen, wie es einige in der 
LINKEN versuchen. 

Würde das Verursacherprinzip kon­
sequent gelten, dann müssten wir 
auch nicht über eine sozial unge­
rechte C02-Steuer, wie sie von den 
Grünen, aber auch Teilen unserer 
Partei propagiert wird, debattieren. 
Die Debatte um eine solche Steuer ist 
ein Musterbeisp iel dafür, wie DIE LIN­
KE in ökologischen Fragen orientie­
rungslos den anderen Parteien hinter­
herläuft und keine eigenen sozialis­
tischen Akzente zu setzen vermag. 
Als Verbrauchssteuer belastet sie die 
ärmeren Bevölkerungsschichten über­
proportional. Ihre Alternative scheint 
aber zu sein, in Sachen Klimaschutz 
einfach gar nichts zu unternehmen. 
Ich hingegen plädiere dafür, dass wir 
die Angst davor verlieren sol lten, di­
rekt in den kapitalistischen Produk­
tionsprozess einzugreifen, und zwar 
mit dem Ziel, die Verhältn isse sozialer 
und ökologischer zu gestalten. Wir 
müssen die Konzerne entmachten 
und die Produktionsmitteln vergesell­
schaften, damit endlich demokratisch 
darüber entschieden werden kann, 
was wir überhaupt wann, wo, wie und 
in welchem Umfang produzieren wol­
len. Mit der C02-Steuer würde ledig­
lich in der Konsumsphäre nachregu­
liert werden, was in der Produktions­
sphäre längst verbrochen wurde. 

Wir müssen den Mut haben, eigene 
systemsprengende Ideen zu entwi-

10 

ekeln, anstatt ängstlich darauf zu 
schielen, was die Grünen als nächs­

tes fordern, um dann auf diesen Zug 

aufzuspringen. 

Klimapolitischer Drei­
schritt mit antikapita­
listischer Orientierung 

Um das sozia l-ökologische Profil der 
LINKEN zu schärfen, ist ein klima­
politischer Dreischritt mit klarer anti­
kapitalistischer Orientierung notwen­
dig. Er umfasst 

1.) kurzfristige klimapolit ische So­
fortmaßnahmen, 

2.) ein Konzept, die Klimakrisenpro­

fiteure zur Kasse zu bitten und 

3.) die langfristige Perspektive auf 
die Entmachtung der Konzerne 
und die Abschaffung des Kapi­
talismus. 

Da Klimagerechtigkeit ein Ouer­
schnittsthema ist, muss sozial-ökolo­
gische Transformation in vielen Politik­

Ressorts stattfinden. Aus dem Ak­
tionsplan Klimagerechtigkeit unse­
rer Bundestagsfraktion wird klar: Um 

den Klimawandelfolgen gerecht zu 
werden, braucht es eine konsequen­
te Energiewende, eine umfangreiche 
Mobilitätswende, ein Neudenken der 
Industrie und der Landwirtschaft. 
Dabei sind öffentliche Investitionen 
und Umverteilung durch gerechte 

Steuern die Schlüssel für eine 
soziale Umsetzung. 

Zu den Sofortmaßnahmen, die wir als 
LINKE schon lange fordern, aber noch 
konsequenter nach außen tragen müs­
sen, gehören meines Erachtens u.a.: 

• die sofortige Abschaltung der 20 
schmutzigsten Kohlekraf twerke, 

• der endgültige Kohleausstieg bis 
spätestens 2030, 

• 1 00% Erneuerbare Energien bis 
2040, 

• der massive Ausbau des ÖPNV, der 
außerdem sobald wie möglich kos­
tenfrei und umlagefinanziert sein 
muss, 

• ein gesetzlich verankertes Fracking­
Verbot ohne Ausnahmen, 

• ein Baustopp der LNG-Terminals an 
der Nordseeküste, 

• die sofortige Streichung der so ge­
nannten Industrierabatte bei den 
Netzentgelten, der Ökosteuer und 
im Emissionshandel sowie 

• sowie ein Milliardenprogramm für die 
energetische Gebäudesanierung. 

Das alles sind Maßnahmen, die mit 
etwas Mut in kürzester Zeit angegan­
gen werden könnten. Zur Finanzierung 
des sozial-ökologischen Umbaus wol­
len wir die Vermögenssteuer wieder 
einführen und ernsthaft über eine Kli­
ma-Sonderabgabe für die oberen 

Zehntausend nachdenken, um dem 
Verursacherprinzip gerecht zu wer­
den. 
Ein konsequenter Klimaschutz kann 

jedoch nur gelingen, wenn wir die 
Macht der Konzerne brechen und für 
eine Demokratisierung der Energie­
versorgung und darüber hinaus der 
gesamten Industrieproduktion strei-

ten. Würde tatsächlich einmal demo­
kratisch geplant und entschieden, 
was produziert werden soll, f ielen 
eine ganze Menge an umweltschädli­
chen Produkten weg, z.B. Rüstungs­
güter und unsinnige Statussymbole. 
Mit den letzteren müssten sich die 
Menschen nicht mehr künstlich auf­
werten, weil sie in einem demokra­
t ischen Sozia lismus alle gleichbe-
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rechtigt am gesel lschaftlichen Leben 
partizipieren könnten und keine ent­
fremdete Lohnarbeit mehr leisten 
müssten. Auch würden die dann im­
mer noch nötigen Gebrauchsgüter 
deutlich haltbarer produziert werden, 
da niemand mehr auf die wahnsinnige 
Idee käme, die Produkte zugunsten 
der Profitmaximierung künstlich 
schneller kaputt gehen zu lassen. 

Wenn man sich anschaut, wie die 
Bundesregierung den Strukturwandel 
in den Koh leregionen plant und an­
geht, dann geht derzeit alles in die 
entgegengesetzte Richtung. Die Kon­
zerne werden von Union und SPD ge­
pampert. Obwohl sich der Verkauf 
von Kohlestrom aufgrund der mo­
mentan teuren C02-Zertifikate im 
Emissionshandel für RWE und Co. 
kaum noch rentiert, wurden von Wirt­
schaftsminister Peter Altmaier (CDU) 
großzügige Entschädigungszahlungen 
für die Kraftwerksabschaltungen durch­

gesetzt. Rechtlich gesehen sind die 
Milliardenzahlungen in Höhe von 4,35 
Milliarden Euro überhaupt nicht not­
wendig. Sie werden schlicht deshalb 
bezahlt, wei l die Energiekonzerne die 
Hand aufha lten. Beim Atomausstieg 
war das nicht anders, übrigens da­
mals unter gütiger Mithilfe der Grü­
nen. 

ln einem halben Jahr stehen bereits 
die Bundestagswahlen an. Bis zur 
nächsten Landtagswahl voraussicht­

lich im Frühjahr 2022 ist es auch nur 
noch ein Jahr. 
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Wir sollten alles dafür tun, die konse­
quente Verbindung von sozialer und 
ökologischer Politik zumindest für den 
NRW-Landesverband zu einer ver­
bindlichen Angelegenheit zu machen. 
Es kann nicht sein, dass sich der 
Gewerkschafts- und der Ökoflügel 
gegenseitig blockieren und damit so­
wohl den Kämpfen für bessere Ar­
beitsbedingungen als auch für Um­
welt- und Kl imaschutz schaden. 

NRW ist Energie- und Industrieland 
Nr. 1 in Deutschland. Hier wird der 
größte Anteil an C0

2 
innerhalb der 

Bundesrepublik emittiert. Mit RWE 
ist hier der größte Klimakiller Euro­
pas ansässig. Hinzu kommen kaum 
weniger berüchtigte Konzerne wie 
BayerMonsanto, ThyssenKrupp und 
E.ON. 

Wir haben also genügend Möglich­
keiten, um uns in NRW als antikapi­
talistische und zugleich ökologische 
Alternative zu positionieren, die die 
soziale Frage und die ökologische Fra­
ge nicht als Widerspruch versteht. 
Wir wol len uns nicht auf die ominöse 
,unsichtbare Hand' des Marktes ver­
lassen, wollen auch nicht denjenigen 
Kräften die Lösung überlassen, die 
zu allererst zum Problem geführt ha­
ben, sondern die Veränderungen mit 
den Menschen selbst in die Hand 
nehmen. Fangen wir endlich gemein­
sam damit an! 

Klimaschutz ist Gesundheitsschutz 

Ein linkes Selbstverständnis 

Sascha H. Wagner 

Spätestens mit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges begann der weltumspan­
nende Siegeszug einer Idee. Der Idee 
von einer Gesellschaft, die den Wert 
menschlichen Denkens und Handeins 
nach ökonomischen Parametern be­
urteilt, die Freiheit nach der Fülle von 
Privateigentum bemisst und die Po­
litik zur Verwalterin dieses Status quo 
verdammt. Jahrzehntelang waren un­
sere Produktions- und Lebensweise 
vom indoktrinierten Versprechen auf 
Wohlstand für Alle durch Aufopfern 
der eigenen Ansprüche und unter 
Ausblendung der Konsequenzen der 
Ausbeutung von Mensch und Natur 
geprägt. ln dem Glauben, dass es auf 
allen Ebenen der Gesellschaft immer 
höher, schneller und weiter gehen 
muss, löste sich das Individuum in 
seiner konsum-egoistischen Naivtät 
lediglich immer höher, schneller und 
weiter von seinen planetaren Wur­
zeln ab, während Konzerne über die 
fortschreitende Enteignung unseres 
Planeten immer größer und mächti­
ger werden konnten. Die Konsequen­
zen für Mensch und Natur, die mit die­
ser Idee von Gesellschaft einhergehen, 

durften zwangsläufig keinen Platz im 
Bewusstsein vieler Menschen fin­
den. Es ist das bleibende Verdienst 
von Bewegungen wie Fridays for 
Future oder Ende Gelände, dass die­
se Konsequenzen endlich in das Licht 
der Öffentlichkeit gerückt wurden. 

Nichtsdestotrotz befinden wir uns 
nun mit dem Beginn der 2020er­

Jahre in der größten und existenziell 
bedrohlichsten Krise der Menschheit, 
und die weltweite Pandemie ist auch 
noch da. Noch vor einigen Jahren 
wurde die Klimakrise in weiten Teilen 
der Gesellschaft und Politik als ein 
Problem der fernen Zukunft wahrge­
nommen. Ob aus Selbstschutz vor 
der Einsicht, dass unbequeme Wahr­
heiten den auf Konsum getrimmten 
Lebensstil irritieren könnten oder weil 
Aufklärung unterbunden und flä­
chendeckende Informationen über 
Zusammenhänge zurückgehalten wer­
den, war der Klimawandel für viele, 
wenn überhaupt ein abstraktes 
Phänomen. Diese Zeiten sind vorbei. 
Und auch das Sars-CoV-2-Virus zeigt, 
wie verletzlich und fragil unsere Ge-
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sellschaft doch eigent lich ist, wenn 
ein Mangel an Solidarität bereits nach 
gut zwei Wochen zu überl asteten 
Krankenhäusern und damit verbunde­
nen Sterbefällen führt. 

Städte als Schnittstelle 
von Klima- und 
Gesundheitsschutz 

Weltweit sind Städte für knapp 70 
Prozent der Treibhausgasemissionen 
verantwortlich. 1 Die Gesundheit und 
die Lebensqualität der Stadtbewoh­
ner:innen leidet neben dem Verkehrs­
lärm unter dieser menschengemach­
ten Luftverschmutzung. Die hohe Ab­
gaskonzentration stellt einen maßge­
blichen Risikofaktor für viele schwer­
wiegende Krankheiten der Atemwege 
oder des Herzkreislaufs dar,2 laut 
neuester Studien auch für schwere 
Verläufe von Covid- 19.3 Wird in den 
Sommermonaten neben der Luftver­
schmutzung zusätzlich die Wärme 
des Sonnenlichts im Beton der städ­
t ischen Inf rastruktur eingeschlossen, 
entstehen im Resultat dieser Entwick­
lungen jene innerstädtischen Hitze­
perioden, die in den Jahren zwischen 
2015 bis 2020 viele Menschen haben 
aufhorchen lassen. Die anhaltende 
Dürre und im Mittel überdurchschnit­
tlich hohen Temperaturen dieser Jah­
re4 haben nicht nur den Förster:innen 
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und Landwirt:innen, von deren Ar­
beit wir alle abhängig sind, zu schaf­
fen gemacht. Hierzulande leben fast 
75 Prozent der Bevölkerung in Städ­
ten. 5 Der Löwenanteil der deutschen 
Bevölkerung lebt also an Orten, an 
denen die Gesundheit der Bewoh­
ner:innen bereits heute durch klima­
t ische Veränderungen gefährdet ist. 
Es waren die Stadtbewohner:innen, 
die mit den Auswirkungen von hohen 
Abgaskonzentrationen, gestauter Hit­
ze und nächtl ichen Temperaturen 
mitunter über 30 Grad zu kämpfen 
hatten. Der Löwenanteil der deut­
schen Bevölkerung lebt also an Or­
ten, an denen die Gesundheit der Be­
wohner: innen bereits heute durch 
klimatische Veränderungen gefähr­
det ist. Somit kommt es auch nicht 
von ungefähr, dass Modellrechnun-

gen zufolge die Zahl der Hitzetoten in 
Deutschland im weltweiten Vergleich 
weit vorne liegt. Wie einer Studie des 
Fachjournals The Lancet zu entneh­
men ist, starben allein im Jahr 20 18 
20.200 über 65-Jährige hierzulande 
an den Folgen der Hitze.6 Unter Be­
rücksichtigung, dass gegenüber dem 
Jahr 2004 diese Zahl einer Zunahme 
von knapp 139 Prozent der Sterbe­
fä lle entspricht, müssen wir anerken­
nen, dass der polit ische Auftrag zur 
Bekämpfung der Folgen des men­
schengemachten Klimawandels längst 
nicht mehr ohne die Solidarität auch 
gegenüber unseren eigenen Nachbarn 
gedacht werden kann. 

Ein Auftrag für DIE LINKE 

Die hinter uns liegenden Dürrejahre 
haben zu einem mehrheitlichen Um­
denken der Menschen geführt. Die 
Zeiten, in denen Parteien und staats­
politische Verantwortliche es sich mit 
halbherzigen Reförmchen und mutlo­
sen Klimapaketen gemütlich machen 
konnten, ohne dass sie um die Gunst 
der Wähler: innen hätten bangen müs­
sen, sind vorbei. Außer der AfD leug­
net eigentlich kein relevanter politi­
scher Akteur mehr die Dringlichkeit 
des Klimaschutzes. Der Dissens ver­
läuft woanders: Klimaschutz durch 
grünen Kapitalismus oder - unsere 
Position (Öko-)Sozialismus. 

Wenn wir uns als LINKE also wäh­
rend der Virus-Pandemie zum solida­
rischen Schutz jedes einzelnen Men­
schen der Forderung nach einem 
#ZeroCovid anschließen, weil uns 
nichts ferner liegt, als das menschli­
che Leben zu bepreisen, dann darf 
uns gleichzeitig nicht ein Klima-To­
desfall gleichgültig lassen! Entgegen 
der herrschenden Politik , die sich 
lediglich als Verwalterin des Status 
quo versteht, muss es also in unse­
rem Selbstverständnis liegen, nicht 
nur gesundheits-, sondern ebenso 
auch klimapolitisch für den Schutz 
der menschlichen Gesundheit vor 
den Konsequenzen der profitgetrie­
benen Enteignung unseres Planeten 
zu streiten. Wir müssen in der Kli­
maoffensive bleiben! 

Als eine Partei, die nach mehr 
Menschlichkeit und Gerechtigkeit in 
dieser Weit strebt, dürfen wir hierzu 
jedoch nicht auf Emotionen oder gar 
die Angst als politisches Mittel der 
Wahl setzen. Zur Verwirklichung die­
ses Anspruchs sollten wir vielmehr 
gemeinsam in außerparlamentari­
schen Bündnissen, mit den Erkennt­
nissen der Klimawissenschaft und 
unserer Kapitalismuskritik im Rü­
cken, Druck auf die Verantwortli­
chen ausüben. Mehrheiten in den 
Parlamenten für substanzielle Verbes-
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serungen lassen sich nur im Schulter­
schluss mit fortschrittlichen außer­
parlamentarischen Bewegungen rea­
lisieren. 

Aufgaben für die 
kommende Wahlperiode 

Wenn wir die Städte als die wohl maß­
geblichste Schnittstelle zwischen 
Klima- und Gesundheitsschutz in 
Deutschland begreifen, muss es uns 
aus dieser Überlegung heraus gelin­
gen, das enorme Potenzial der Städte 
für den notwendigen sozial-ökologi­
schen Wandel zu nutzen und voran­
zutreiben. Lokale und kommunale 
Maßnahmen können urbane Lebens­
räume so transformieren, dass sie die 
Gesundheit fördern, während sie 
gleichzeitig die notwendige soziale, 
ökonomische und ökologische Ent­
wicklung für die gesamte Bundesre­
publik vorantreiben. Umwelt- und 
Gesundheitseffekte müssen deshalb 
in die Stadt- und Regionalplanung 
integriert werden. Maßnahmen wie 
beispielsweise der Ausbau urbaner 
grüner Infrastruktur (Parks, Straßen­
bäume und Dachbegrünung in Verbin­
dung mit entsprechendem Wasser­
management) können Hitzerisiken 
reduzieren, indem sie kostengünstig 
ihren Effekt durch Abkühlung der 
Umgebung und durch Verschattung 
entfalten. Nicht-motorisierte Mobili tät 
wirkt darüber hinaus nicht nur dem 
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Klimawandel entgegen, sie senkt 
auch die Luftverschmutzung und 
fördert unmittelbar die Gesundheit. 
Eine konsequent auf Emissionsver­
ringerung ausgerichtete Verkehrs­
politik mit fußgängerfreund li chen 
Straßen, Radwegen und einem nut­
zerfreundlichen öffentlichen Perso­
nennahverkehr ist deshalb zentral 
für Gesundheit und Klima. Diese und 
weitere Maßnahmen, an dessen En­
de auch die Erreichung der UN-Kiima­
schutzziele stehen müssen, sind zur 
Abwendung klimabedingter Gesund­
heitsschäden von elementarer Be­
deutung. Das Wissen um und das 
Bewusstsein für die Zusammenhänge 
von Klima- und Gesundheitsschutz 
nehmen zu. Wir als LINKE sind gut 
darin beraten, für den Schutz der 
Menschen zu kämpfen und einen 
Beitrag zur interdisziplinären und 
sektorübergreifenden Zusammenar­
beit zu leisten. Als demokratisch-so­
ziali stische Partei müssen wir uns an 
der Bewältigung der größten und 
existenziell bedrohlichsten Krise der 
Menschheit mit Hingabe beteiligen. 
Ansonsten machen wir uns mitschul­
dig daran, die Idee einer Gesell­
schaft zu verwalten, die den Wert 
menschlichen Denkens und Han­
deins nach ökonomischen Parame­
tern beurteilt, die Freiheit nach der 
Fü lle von Privateigentum bemisst 
und der menschlichen Gesundheit 
einen Preis veranschlagt. 
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Kommunen stärken heißt in Klima­
und Gesundheitsschutz investieren 

Sascha H. Wagner 

Die COVID-19-Pandemie stellt Politik 
und Gesellschaft vor mannigfaltige He­
rausforderungen. Das gilt vor allem 
auch für die Kommunen. Diese müs­
sen eine Fülle von Aufgaben und He­
rausforderungen im Gesundheits­
schutz und in der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik meistern, obwohl sie auf­
grund der Auswirkungen der Pande­
mie unter einem massiven Einbruch 
der Steuereinnahmen leiden. So ge­
hen die Einnahmen der Kommunen 
aufgrund der Einfü hrung des Kurz­
arbeiterge lds und dem damit verbun­
denen Wegfal l eines Antei ls an der 
Einkommenssteuer zurück. Zugleich 
drohen starke Verluste bei der Gewer­
besteuer, die den Kommunen als 
wichtige Einnahmequelle dient. 

Spätestens die Corona-Pandemie hat 
deutlich gemacht, dass ein sozial­
ökologischer Umbau von der Kommu­
ne bis zum Bund unabdingbar ist. Ein 
"Weiter so" kann es nicht geben. 
Trotzdem ist noch immer nicht zu 
erkennen, dass die Bundesregierung 
aus CDU/CSU und SPD sowie die 
nordrhein-westfälische Landesregie-
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Klima retten. 

rung von CDU und FDP die Zeichen 
der Zeit erkannt hätten . 

Zwar investiert die etablierte Politik 
Mill iardenbeträge, um soziale und 
wirtschaftliche Folgen der Pandemie 
abzuschwächen, verzichtet jedoch 
auch weiterhin darauf, die ökologi­
sche Wirkung von Kred iten und Kon­
junkturprogrammen zu beachten. Eine 
Reihe von schwerwiegenden Fehlent­
scheidungen, zu denen es bereits in 
der Finanzkrise - beispielsweise bei 
der Abwrackprämie für Autos - ge­
kommen ist, drohen in der Cerana­
Krise wiederholt zu werden. So wer­
den auch aktuell wieder zunehmend 
Stimmen laut, bei Klima und Umwelt 
nach der Corona-Krise noch weniger 
zu regulieren. Wenn jedoch Konzer-

ne, die nachweislich das Klima am 
meisten belasten, nun weitere staatli­
che Hilfen bekommen, die nicht an 
klare Bedingungen geknüpft sind, kön­
nen Synergieeffekte zwischen einer 
Stabilisierung der Kommunen und 
dem Klima- und Gesundheitsschutz 
nicht zum Wohl aller Menschen ge­
nutzt werden. 

Bisher haben die politischen Entschei­
dungsträgerinnen und -träger die 
Chance verpasst, die Hebel umzule­
gen und in sinnvolle Projekte wie 
etwa regenerative Energien, ökologi­
sche und nachhaltige Landwirtschaft 
usw. zu investieren. Dies ist jedoch 
unabdingbar, drohen doch ansonsten 
drastische Folgen für Leben und Ge­
sundheit. Sollte innerhalb der kom­
menden Wahlperiode den Negativ-Ent­
wicklungen unserer Zeit nur unzurei­
chend entgegengewirkt werden, ist 
für kommende Generationen ein ka­
tastrophales Schicksa l zu befürchten. 

Um dem entgegenzuwirken, ist eine 
radikale politische Kehrtwende von­
nöten. Investitionen in eine sozial 
gerechte Energiewende und ökologi-

sehe Produktion müssen ausgebaut, 
die Energiewirtschaft demokratisiert, 
kommunalisiert und vergesellschaf­
tet werden. Umweltschädliche Sub­
ventionen müssen beendet werden. 
Mittlerweile stehen die Kommunen 
in Nordrhein-Westfalen jedoch finan­
ziell mit dem Rücken zur Wand. 
Durch Erhöhungen kommunaler Ge­
bühren und Abgaben droht die Coro­
na-Krise vor allem diejenigen hart zu 
treffen, die es sich nicht leisten 
können. Gerade Grundsteuern und 
Gebühren treffen Menschen mit klei­
nen und mittleren Einkommen beson­
ders. Gleichzeitig sind diese Men­
schen aber auch vermehrt von Kür­
zungen in Kommunen betroffen. 
Die Landesregierung steht daher in 
der Pflicht, ein Abwälzen der Kosten 
der Corona-Pandemie auf die Kom­
munen zu verhindern. Solange die 
Kommunen in der Krise nicht in der 
Lage sind, ihre Aufgaben angemes­
sen zu finanzieren, ist es sinnlos, auf 
schuldenfreie Haushalte zu drängen. 
Daher muss die Schuldenbremse, 
die dringend erforderliche Investitio­
nen verhindert, abgeschafft werden, 
um die Folgen der Corona-Krise 
abzumildern. Um die Kommunen zu 
stärken, die schlichtweg mehr finan­
zielle Mittel benötigen, müssen die 
Kosten der Krise über eine Vermö­
gensabgabe für Reiche und Superrei­
che finanziert werden. Bis dahin 
brauchen die Kommunen Entlastung 
von Seiten des Landes. Schließlich 
droht der bereits zu beobachtende 
massive Einbruch kommunaler lnves-
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titionen, der sich auch auf die Binnen­
nachfrage auswirken wird, schon jetzt 
die Kommunen als verlässliche Auf­
t raggebe r gesamtwirtschaftlich weg­
brechen zu lassen. 

Um die Kommunen stark zu machen, 
setzt sich DIE LINKE für die Gründung 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
(AöR) ein, um die Kommunen bei Re­
kommunalisierungsvorhaben etwa im 
Gesundheitsbereich zu beraten und zu 
unterstützen. Der Bund muss den 
Kommunen zinslose Darlehen zur Ver­
fügung stellen, um die Folgen der Pan­
demie meistern zu können und dafür 
Sorge zu tragen, dass verschuldete 
Kommunen sich durch die Pandemie 
nicht weiter verschulden. Notwendig 
ist ein Altschuldenfonds, durch den 
der Bund Zins- und Tilgungsverpflich­
tungen überschuldeter Kommunen 
übernimmt. 

Darüber hinaus fordert DIE LINKE ein 
kräftiges Investitionsprogramm in 
Deutschland und in Europa, mit dem 
die Infrastruktur verbessert, der so­
ziale Zusammenhalt gestärkt und der 
sozial-ökologische Umbau vorange­
trieben werden soll. Konkret bedeutet 
das Investitionen in die Energiewen­
de, Speichertechnik, nachhaltige Mo­
bilität und ökologisches Bauen. Wenn 
diese Investit ionen an die Bedingung 
geknüpft werden, dass sich die Unter­
nehmen an die Tarifbindung halten, 
entstünden zahlreiche tariflich und so­
zial regul ierte Arbeitsplätze. Bahn und 
öffentlicher Personennahverkehr müs­
sen ausgebaut und die Fahrpreise er-
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heblieh gesenkt werden. ln einem 
Stufenplan streben wir den kostenfrei­
en ÖPNV an, damit mehr und mehr 
Menschen auf klimafreundliche Mobi­
litätsangebote umsteigen. 

Strategische Unternehmen wie 
marktbestimmende Konzerne der 
Energie- und Wasserversorgung, 
Fluggesellschaften, das Gesundheits­
system und andere systemrelevan­
ten Wirtschaftszweige sollen auf 
Grundlage des Grundgesetzes schritt­
weise in öffentliche Hand überführt 
werden. Beteiligungen des Bundes, 
um große Unternehmen zu retten, 
sollen aktiv genutzt we rden, um den 
sozial-ökologischen Umbau voranzu­
treiben. Wir fordern die Rekommu­
nalisierung der Energieerzeugung 
sowie die Einführung einer "Kiimafol­
genprüfung" aller Gesetzesvorhaben 
in Bund, Land und Kommunen durch 
das Bundesumweltamt 

Um die Kommunen vor den wirt­
schaftlichen und sozialen Folgen der 
Pandemie zu schützen und Klimage­
rechtigkeit zu verwirklichen, ist es 
unabd ingbar, dass wir die kapita listi­
sche Produktionsweise mit ihrem 
Profit- und Wachstumszwang selbst 
in Frage stellen. Erst unter geänder­
ten Produktions- und Eigentumsver­
hältnissen kann die Ausbeutung von 
Mensch und Natur überwunden und 
ein gutes Leben für alle ermöglicht 
werden. 

Sozialistische Ökologie mit Perspektiven 
für den ländlichen Raum 

Hubertus Zdebel 

Sozialistische Ökologie ist die Konse­
quenz aus der Einsicht, dass wir den 
Klimawandel mit einer rein techni­
schen Umrüstung der Produktion -
etwa durch die Ersetzung fossi ler Ener­
gien durch erneuerbare Energien -
nicht stoppen können. Die Muster­
partei eines sogenannten grünen Ka­
pitalismus - das ist wenig überra­
schend - sind B90/Die Grünen. Sie 
werben für eine sozial-ökologische 
Marktwirtschaft, wollen also ein ökolo­
gisch modernisiertes Ludwig-Erhard­
Land, in dem weiterhin die ,unsicht-

bare Hand' des Marktes große Teile 
des Lebens der Menschen diktiert. 
Die Grünen verteidigen die beste­
hende Ordnung, anstatt diese selbst 
als Ursache der Klimakrise zu erken­
nen und radikal umzugestalten. Die 
herrschenden kapitalistischen Pro­
duktions- und Eigentumsverhältnis­

se stellen sie ebenso wenig in Frage 
wie alle anderen neoliberalen Partei­
en. Im Gegenteil. Sie suchen das 
Bündnis mit den progressiveren Kapi­
talf raktionen, die ja immerhin längst 
selbst erkannt haben, dass ihre Ge­
schäftsgrundlagen flöten gehen, 
wenn in Sachen Klimaschutz über­
haupt nichts passiert. Kein Wunder 
also, dass sich mittlerweile auch der 
BDI und führende Konzernmanager 
bestens mit einem grün geführten 
Kanzleramt anfreunden könnten. 
Grüne Klimaschutzpolit ik legt sich 
zwar mit Kohlekonzernen, vielleicht 
sogar ein klein wenig mit Autokon­
zernen, aber kein bisschen mit dem 
Kapitalismus insgesamt an. Während 
Fridays for Future, Ende Gelände und 
andere Akteure der Klimabewegung 
die Hoffnung auf einen Systemwech-
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sei formulieren, liefe rn die Grünen le­
diglich eine Simulation desselben. 

Dagegen muss sozialistische Ökolo­
gie konsequent antikapitalistisch Stel­
lung beziehen. Ihr kann es weder um 
die internationale Wettbewerbsfähig­
keit des Standorts Deutschland noch 
um das Aufsuchen neuer, vermeint­
lich ,nachhalt iger' Profitquellen für 
die Konzerne gehen. Ebenso wenig 
darum, Deutschland als ,Vorreiter' in 
Sachen Klimaschutz auf der Welt­
bühne zu positionieren. Der einzige 
Maßstab einer sozialistischen Ökolo­
gie, die ihren Namen auch verdi ent, 
besteht darin, die Ausbeutung von 
Mensch und Natur ein für allemal aus 
der We it zu schaffen. Das mag pathe­
ti sch und großspurig klingen, es 
bringt aber gar nichts, sich aus falsch 
verstandener Pragmatik dieser lang­
fristigen Perspektive zu entledigen, 
mit der bereits die f rühe Arbeiterbe­
wegung ihre Hoffnungen verband. 

Der Ausgangspunkt ist eindeut ig. 
Ohne die Überwindung der kapitalis­
ti schen Produktionsweise lässt sich 
der Klimawandel maximal aufschie­
ben, nicht aber wirksam stoppen. Die 
globale wechselseitige Konkurrenz 
der Unternehmen um kurzfrist ige 
Profite verl angt immer gigant ischere 
Warenberge, immer kürze re Waren­
umschlagszeiten, immer höheren 
Ressourcenverbra uch - und das ganz 
unabhängig vom guten oder schlech­

ten Willen der Einzelnen. Für die so-
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zialistische Ökologie gibt es keine 
Versöhnung zwischen Profitmaxi­
mierung und Klimaschutz, mögen 
das Leute wie Bundeswirtschaftsmi­
nister Peter Altmaier (CDU) auch 
noch so of t behaupten, allein schon, 
weil ihr Job das von ihnen verlangt. 

Sozialistische Ökologie gibt sich 
nicht zufrieden mit ein bisschen halb­
herziger Wachstumskritik, die dann 
letzten Endes zu einer Sache des in­
dividuellen Lebensstils und des mora­
lisierenden Konsums hinabsinkt Der 
Klimawandel ist nicht einfach von 
,dem Menschen' oder von ,uns allen ' 
verursacht. Die ökologische Frage 
besitzt vielmehr einen eminenten 
Klassencharakter. Unter den Folgen 
des Klimawandels leiden insbeson­
dere die Besitzlosen des globalen 
Südens, aber auch die prekär Be­
schäftigten, die Arbeitslosen, die 
Rentnerinnen und Rentner und die 
Abgehängten in den ländlichen Re­
gionen in Deutschland. Zugleich 
profit ieren die Reichen und die Kon­
zerne bis heute vom Raubbau an der 
Natur. 100 Konzerne sind fü r welt­
weit zwei Drittel der C0

2
-Emissionen 

seit Beginn der Industrialisierung 
verantwortlich. Die reichsten zehn 
Prozent der Weltbevölkerung verfü­
gen nicht nur über 90 Prozent des 
weltweiten Vermögens, sondern auf 
sie entfallen auch rund 50 Prozent 
der Emissionen. RWE und Co. haben 
jahrelang satte Millia rdenprofite mit 

der Verbrennung von Kohle verdient, 
Bayer-Monsanto kontrolliert mit sei­
nen Patenten und den gigantischen 
Monokulturen den weltweiten Ernäh­

rungssektor, die Autokonzerne haben 
zugunsten von kurzfristigen Profiten 
die Entwicklung nachhaltiger Antriebs­

modelle über Jahrzehnte verschleppt 
und nebenbei auch noch massiv im 
Zuge des Dieselskandals manipuliert. 

Sozialistische Ökologie erkennt hie­

rin ein wiederkehrendes Muster und 
verbindet die ökologische deshalb 
konsequent mit der sozialen Frage. 
Weder akzeptiert sie, dass der Kli­
mawandel die Ärmsten der Armen am 
heftigsten trifft, noch unterstützt sie 
Klimaschutzmaßnahmen, die mit 

Nachteilen für die Arbeiterschaft und 
die sozial Schwachen einhergehen. 
Zugleich ist sie sich der engen Gren­

zen und Handlungsspielräume einer 
systemimmanenten Klimapolitik be­
wusst. Deshalb zielt sie auf eine 
Veränderung der Gesellschaft in ihrer 
Substanz. 

Die ökonomische Basis der kapitalis­
tischen Gesellschaft ist das Privat­

eigentum an Produktionsmitteln, auf 
ihr beruht die Trennung von Kapital 
und Arbeit, die sich stets aufs Neue 
reproduziert. Nur weil es in Deutsch­

land das klassische Industrieproleta­

riat in seiner Gesta lt der Nachkriegs­
zeit nicht mehr gibt, heißt das noch 

lange nicht, dass die fundamentale 
Klassenspaltung in Eigentümer und 
Lohnabhängige damit der Vergan­
genheit angehören würde. Nein, bis 
heute gelten die von Marx und En­
gels analysierten Gesetzmäßigkeiten 
der kapitalistischen Produktionswei­
se, die nicht nur erklärbar machen, 
wie sich Reichtum und Armut vertei­
len, sondern auch warum Umwelt­
schutz systematisch scheitert, ob­
wohl doch angeblich alle besten 
Willens sind, etwas gegen die Klima­
krise zu tun. Die sozialistische Öko­
logie hat deshalb die technischen 
Veränderungen der gesellschaftlichen 
Produktion mit der Forderung nach 
Entmachtung der Konzerne und 
Vergesellschaftung der Produktions­
mittel zu verknüpfen. Die Demokrati­
sierung der Gesellschaft darf nicht 
am Werkstor enden, sondern hat ge­
nau hier Einzug zu halten. Nur bei ent­
sprechender Macht der Arbeiter­
schaft ist es möglich, dass sich das 
allgemeine Interesse an guten Ar­
beitsbedingungen und am Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen gegen 
das private und kurzfristige Profitinte­
resse von Kapitaleignern durchsetzt. 

Für einige Genossinnen und Genos­
sen stellen die soziale und die ökolo­
gische Frage allerdings noch immer 
einen Gegensatz da, weil sie etwa 
denken, die Forderung nach einem 
schnelleren Kohleausstieg gefährde 
gut entlohnte lndustriearbeitsplätze. 
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Sie übersehen dabei, dass es genau 
jetzt darum gehen müsste, im Bereich 
der erneuerbaren Energien gemein­
sam mit den Gewerkschaften gute Ar­
beitsplätze für die Zukunft und wo­
möglich auch alternative Eigentums­
formen wie etwa Genossenschaften 
zu erkämpfen. 

Würde die sozialistische Ökologie mit 
ihrer Betonung des Klassencharak­
ters zur breit vertretenen Position 
unserer Partei, könnten wir damit tat­
sächlich ein echtes Alleinstellungs­
merkmal für uns beanspruchen. Ers­
tens wäre DIE LINKE die einzige Par-
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tei, die öffentlich wahrnehmbar ei­
nen Ausweg aus dem scheinbar alter­
nativlosen Kapitalismus aufzeigen 
würde, und zweitens könnte dieses 
langfristige Ziel Richtschnur und Kor­
rektiv für unsere Bemühungen um 
konkrete Verbesserungen im Hier 
und Jetzt sein. 

Noch gibt es innerhalb der Bevölke­
rung zwar auf absehbare Zeit keine 
Mehrheiten für konsequent antikapi­
talistische Positionen, das ändert 
aber nichts daran, dass nur eine so­
zialistische Ökologie die Ausbeutung 
von Mensch und Natur wirksam be-

enden kann, anstatt sie nur abzumil­
dern oder in neue grüne Gewänder zu 
hüllen. 

Ein gutes Leben für alle Menschen 
innerhalb der planetarischen Belast­
barkeitsgrenzen ist möglich, doch da­
zu bedarf es der gesellschaftlichen(!) 

Kontrolle über alle Bereiche der Pro­
duktion, die bislang zu größten Teilen 
in privater Hand liegt. Die ,unsichtba­
re Hand' des Marktes hat keinen all­
gemeinen Wohlstand erzeugt, son­
dern zahlreiche Kriege, Massenelend 
und eine Naturzerstörung beispiel­
losen Ausmaßes verursacht. Der radi­
kale sozial-ökologische Systemwech­
sel ist dringend erforderlich. 

Der ländliche Raum im Allgemeinen 
ist durch das Paradox gekennzeich­
net, dass hier einerseits die Folgen 
der Naturzerstörung in Form von 
Waldsterben, Wasserknappheit, Bo­
denerosion, Verlust der Biodiversität 
und Missernten besonders augenfäl­
lig werden, und andererseits die poli­
t ische Landkarte dennoch oftmals 
konservativ geprägt ist. Für eine sozia­
listische Ökologie ist hier also noch 
viel Aufbauarbeit zu leisten. Dennoch 
ist die Liste umweltpolitischer Protes­
te im länd lichen Raum bemerkens­
wert, ich verweise nur auf die 
jahrzehntelangen Kämpfe der Anti­
atom-Bewegung in NRW, die vielen 
Anti-Fracking-lnit iativen in den letz­
ten Jahren oder auch die Antikohle-

proteste rings um Garzweiler in Nord­
rhein-Westfalen. 

Wenn wir spezieller über den ländli­
chen Raum in NRW reden, dann ist 
natürlich die Landwirtschaft weiter­
hin ein entscheidender Faktor. Das 
Fleisch kommt überwiegend aus 
hochspezialisierten Mastbetrieben 
mit Massent ierhaltung. Monokultu­
ren prägen die Landschaft, massives 
Höfe-Sterben bestimmt das Alltags­
leben in vielen nordrhein-westfäli­
schen Dörfern und Kleinstädten. 
Aufgrund der intensiven industriellen 
Landwirtschaft sind die Böden 
massiv überdüngt, was nicht zuletzt 
zu Belastungen des Grundwassers 
führt. in kaum einem Bundesland 
wäre die Agrarwende also dringen­
der nötig, zugleich gibt es starke 
Proteste der Bauernverbände gegen 
schärfere Umweltauflagen. 

Eine sozialistische Ökologie, die im 
Hier und Jetzt für Verbesserungen 
kämpft, muss die Sorgen insbe­
sondere der kleinen Landwirte ernst­
nehmen und kluge Antworten auf die 
komplexen Interessenslagen geben. 
Wir wollen vor allem die Macht der 
kapitalistischen Agrarkonzerne bre­
chen, die aggressive Exportstrategie 
in der Agrarpolitik von Bund und Län­
dern beenden und regionale Versor­
gungskreisläufe stärken. Wir wollen 
Bodeneigentum für regional veran­
kerte Landwirtschaftsbetriebe und 
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die ländliche Bevölkerung sichern. Die 
Bäuerinnen und Bauern brauchen zu­
dem Erzeugerpreise, die ein Mindest­
einkommen sichern. Vor al lem wollen 
wir die industri elle Massentierhaltung 
beenden, und zwar im Interesse von 
Mensch und Tier. 

Aktuell machen die Sorgen um die 
Afrikanische Schweinepest die große 
Seuchengefahr in Betrieben mit tau­
senden eng zusammengepferchten 
Tieren deutlich. Ganz zu schweigen 
von den Zuständen in Schlachthöfen, 
die sich im Zuge der Corona-Pandemie 
regelmäßig zu Corona-Hotspots ent­
wickelt haben. 

Verkehrswende in NRW 

ln einem Flächenland wie NRW spielt 
aus ökologischer Perspektive neben 
der Agrar- insbesondere die Verkehrs-
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wende eine entscheidende Rolle. ln 
diesem Sektor klaffen die größten 
Lücken bei den C02-Reduktions­
zielen der Bundesregierung. Laut Kli­
mabericht 20 19 sind die Emiss ionen 
im Verkehrsbereich sogar noch 
weiter gestiegen. ln NRW muss vor 
allem der ÖPNV massiv ausgebaut 
und so schnell wie möglich t icketfrei 
und umlagefinanziert gestaltet wer­
den. Neben den klimaschützenden 
Wirkungen würde damit die Mobi lität 
der ländlichen Bevölkerung und ins­
besondere der sozial schwachen und 
älteren Menschen erheblich erhöht. 
Im Sinne gleichwertiger Lebensver­
hältnisse zwischen Stadt und Land 
ist dies dringend geboten. Zugleich 
kann der ländliche Raum nicht auf 

den Individualverkehr verzichten. Öko­
logische Fortschritte sind auch hier 
nur mit antikapitalist ischer Stoßrich­
tung möglich, denn Bundes- und Lan­
desregierung pflegen traditionell 
enge Kontakte zu den Autokonzer­
nen. Bislang gibt es aber weder eine 
beschleunigte Abkehr vom Verbren­
nungsmotor noch eine umfassende 
Aufa rbeitung des Abgasskandals. Die 
Lehre daraus muss sein, dass eine 
konsequente Verkehrswende nur dann 
gelingen kann, wenn die Macht der 
Autokonzerne gebrochen wird. 

Für den Energiebereich lässt sich 
feststellen, dass das 2020 mit Koali­
tionsmehrheit beschlossene Kohle­
ausst iegsgesetz die Konzerne begüns­
tigt und zur Einhaltung des völker­
rechtlich verbindlichen Pa riser Ab­
kommens durch die Bundesrepubl ik 
Deutschland völlig unzureichend ist. 
Die künftige Aufgabe besteht darin, 
die anstehenden Proteste gegen die 
Zerstörung von Dörfern im Rheini­
schen Braunkohlerevier, die Proteste 
von Friday for Future und Ende Gelän­
de solidarisch zu unterstützen und die 
Verbindung von ökologischer und so­
zia ler Politik sowohl im Parlament wie 
auch auf der Straße zu stärken 

Sozialistische Ökologie beinhaltet 
selbstverständlich eine Absage an Fra­
cking als enorm risikobehaftete Tech­
nik für Klima und Gesundheit. Der 

Druck der Anti-Fracking-Bewegung 
zwang die GroKo, Fracking im Schie­
fergestein vorläuf ig zu untersagen. 
Doch Konzerne wie ExxonMobil und 
Wintershall scharren in NRW mit den 
Hufen, um das Fracking-Verbot bei 
seiner Überprüfung durch den Bun­
destag in diesem Jahr zu kippen. Als 
LINKE sind wir nicht nur für ein 
Fracking-Verbot ohne Ausnahmen, 
sondern auch gegen den Bau von 
LNG-Terminals an der Nordseeküste. 
Ambitionierte Klimapolitik braucht 
keinen Ausbau der fossilen Infras­
truktur, sondern der erneuerbaren 
Energien. Sachlich sollte das selbst­
verständlich sein, wi rd aber durch 
die Profit interessen der Konzerne 
permanent durchkreuzt. 

Und schließlich gehört im Sinne 
eines konsequenten Atomausst iegs 
auch die Urananreicherunsanlage in 
Gronau geschlossen. ln den Berei­
chen Kohle- und Atomausstieg sowie 
Fracking besteht inzwischen eine 
recht gute Vernetzung mit den 
NRW-Umweltgruppen; zugleich be­
steht sicherlich noch weiteres Ver­
netzungspotenzial zu den örtlichen 
linken Kreisverbänden. 

Insgesamt ist festzustellen, dass die 
Sprechfähigkeit unserer Partei in Sa­
chen Umwelt- und Klimapolitik in den 
letzten Jahren auch in den Landes­
verbänden deut lich gestiegen ist. Sie 
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bleibt allerdings ausbaufähig. Gerade 
in länd lichen und zugleich industriell 
geprägten Regionen brauchen wir 
eine stärkere Annäherung an das The­
ma Ökologie. Es ist insbesondere Auf­

gabe der LINKEN, eine Scharnierfunk­
t ion zwischen Arbeits- und Klima­
kämpfen zu bilden, Proteste mitein­
ander zu verbinden und den Schein­
widerspruch zwischen Arbeitsplatzsi­
cherung und Energiewende endlich 
aufzuheben. Der ländliche Raum macht 
die Folgen des Klimawandels beson­
ders stark sichtbar. Zugleich ist er 
durch gravierende Strukturwandel­
prozesse und den Abbau gesund­
heitlicher und kultureller Infrastruktur 
geprägt. DIE LINKE könnte und sollte 
diesen komplexen Problemlagen mit 
einer antikapitalistischen Vision sozia-
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/istischer Ökologie begegnen, die den 
Menschen einen Ausweg aus dem 
Einerlei neoliberaler Reformpolitik auf­
zeigt und sie zugleich zu eigenständi­
gem Handeln und Engagement an­
regt. 

Gerade auf dem Land ist DIE LINKE 
in der Rol le einer Kümmererpartei, 
ebenso sollte es uns um den Aufbau 
und die Unterstützung von Arbeits­
und Klimakämpfen von unten gehen. 
Eines Tages entwickeln sie sich auf 
diese Weise dann womöglich zu einer 
eigenständigen gesellschaftlichen Be­

wegung mit Massenbasis, so dass die 
Stunde der "Expropriation der Expro­
priateure" (Marx) schlägt und mit der 
umfassenden Befreiung von Mensch 
und Natur endet. 



 



 


